
amme, die mindestens vier Gebur-
ten pro Jahr betreut, erhält außer-
dem einen Hebammenbonus von
über 1000 Euro aus dem Förder-
topf. Davon darf man sich zwar
keine magische Wirkung verspre-
chen, aber ein Zeichen der Aner-
kennung und Wertschätzung ist es
doch.

Allesamt gute Ansätze also.
Hofners Bilanz nach zwei Jahren:
„Weil die Pandemie die Situation
insgesamt verschärft hat, haben
diese Maßnahmen den Status quo
gehalten. Ohne Förderprogramme
hätte sich die Hebammenversor-
gung eklatant verschlechtert.“

Die Hebammen sind allerdings
auch überzeugt: „Erst wenn auf
Bundesebene die Voraussetzun-
gen für eine flächendeckende
Eins-zu-eins-Betreuung geschaf-
fen werden und sich die Arbeits-
bedingungen insgesamt verbes-
sern, wird sich die Versorgungs-
notlage langfristig ändern.“

Auch eine angemessenere Be-
zahlung gehört unbedingt dazu.
Claudia Lowitz hat gerade die Be-
treuung einer Frau ablehnen müs-
sen, die am Stadtrand lebt. „Zwei-
mal eine halbe Stunde unbezahlt
unterwegs zu sein, kann ich mir
nicht leisten.“ Gerade hat ihre
Tochter in Hamburg ihr Duales
Studium der Hebammenwissen-
schaften aufgenommen. Freut sie
das als Mutter? „Jein!“, sagt Clau-
dia Lowitz. „Der Beruf ist natür-
lich toll. Aber diesem Mangel bei-
treten – muss das sein?“
> MONIKA GOETSCH

in Bayern sollen auf neun ausge-
baut werden. So erreichen die
Hebammen nicht nur ein hohes
Kompetenzniveau, mit einem Ba-
chelor in der Tasche können sie
auch ihre Interessen besser durch-
setzen. Allerdings wird die Akade-
misierung trotz des Tempos, das
Bayern vorgelegt hat, erst in ge-
raumer Zeit seine Wirkung entfal-
ten.

Eine zweite Säule im Bemühen,
den Hebammennotstand zu been-
den, ist die langfristige Verbesse-
rung der Arbeits- und Rahmenbe-
dingungen. Dazu hat der 2019 in
Bayern initiierte Runde Tisch Ge-
burtshilfe ein Aktionsprogramm
zur Sicherstellung der Hebam-
menversorgung aufgelegt.

Aussetzung der Impfpflicht
verhindert das Schlimmste

Hebammen, die neu in die Frei-
beruflichkeit einsteigen, erhalten
seither eine Niederlassungsprä-
mie, die den Ersteinstieg erleich-
tern beziehungsweise die Hebam-
men ermuntern soll, nach einer
beruflichen Pause wieder in den
Job zurückzukehren. Zielführend
ist auch der Aufbau von Koordi-
nierungsstellen, die in den Kom-
munen Angebot und Nachfrage
verwalten. Das macht Einsätze für
Hebammen planbarer und sichert
zugleich die dringend nötige Un-
terstützung für schwangere Frau-
en und ihre Familien. Jede Heb-

das „I-Tüpfelchen“ gewesen, end-
gültig den Beruf zu verlassen.

Tatsächlich liegen hinter den
Hebammen zwei harte Jahre.
Claudia Lowitz, freiberufliche
Hebamme in München, erklärt:
„Corona hat die Arbeit bis heute
anspruchsvoller und schwieriger
gemacht.“

Auch die schwangeren Frauen
haben es nicht leicht. Denn die
Corona-Auflagen erlauben wer-
denden Vätern den Zutritt in den
Kreissaal in der Regel erst, wenn
die Geburt unmittelbar bevor-
steht. In den Tagen nach einer Ge-
burt herrschen „Besuchszeiten
wie in den Achtzigerjahren“, sagt
Claudia Lowitz. Die Folge: „Die
schwangeren Frauen wissen, dass
sie viel allein sein werden; sie ha-
ben insgesamt mehr Angst vor der
Geburt als früher.“ Umso wichti-
ger wäre da eine vertrauensvolle,
engmaschige Betreuung durch die
Hebammen – was nur bedingt
möglich ist, wenn Notstand
herrscht.

Sicher: Die Politik hat den Heb-
ammenmangel schon vor der Co-
rona-Krise erkannt und die Anlie-
gen der Hebammen ernst genom-
men. Insgesamt war man auf ei-
nem ganz guten Weg. Den erhöh-
ten Anforderungen an den Beruf
wird inzwischen europaweit mit
dem Studium der Hebammenwis-
senschaften entsprochen. Wer
künftig Hebamme werden möch-
te, absolviert nun auch in
Deutschland ein duales Studium.
Die derzeit fünf Studienstandorte

Schwierig war die Situation für
Hebammen schon vor Corona:

zu wenig Personal, zu viel Arbeit.
Viele frisch ausgebildete Hebam-
men reduzieren ihre Arbeitsstun-
den schon nach wenigen Jahren.
Manche steigen auch ganz aus.
Enttäuscht – wie etwa die in Bay-
ern 2018 durchgeführte IGES-
Studie belegt – von den unbefrie-
digenden, kräftezehrenden Ar-
beitsbedingungen und einer unan-
gemessenen Bezahlung.

„Viele Hebammen kehren ihrem
Job gefrustet den Rücken“, sagt
Mechthild Hofner, Vorsitzende
des Bayerischen Hebammen Lan-
desverbands. Die Folge der hohen
Drop-out-Rate: Versorgungseng-
pässe. In der Corona-Pandemie ist
die Arbeitsbelastung der Hebam-
men weiter angestiegen. Erkran-
kungen und Quarantänemaßnah-
men führten zu Personalausfällen,
die von den Hebammenteams ge-
stemmt werden mussten. „Die
Pandemie hat die prekäre Versor-
gungslage allen wie ein Brennglas
vor Augen geführt“, sagt Hofner.

Dass Ministerpräsident Markus
Söder (CSU) die einrichtungsbe-
zogene Impfpflicht aussetzen will,
verhindert da vielleicht das
Schlimmste. Die große Mehrheit
der Hebammen sei zwar geimpft,
weil viele Krankenhäuser bereits
im vergangenen Sommer ihr
Hausrecht genutzt hätten, um eine
2G-Regelung beim Personal
durchzusetzen. Aber für einige
Hebammen wäre die Einführung
der Impfpflicht, so Hofner, wohl

Corona hat die Arbeitsbelastung von Hebammen noch einmal verschärft – viele kehren dem Job gefrustet den Rücken

Notstand in der Geburtshilfe
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ZEHN FRAGEN AN ...

Bernhard Stiedl,
neuer Chef des DGB Bayern

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
An einer Softeismaschine kann ich selten vorbeigehen.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Ich versuche, es einfach mit Humor zu nehmen.

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Alle positiven Charaktereigenschaften. Negative gibt es leider
viel zu viele.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Welchen?
Eine Weltreise, am besten noch vor der Rente.

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Ein heißes Bad kann wahre Wunder bewirken.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Die Weisheiten aus der Geschichte Der kleine Prinz von Antoi-
ne de Saint-Exupéry zeigen uns, wie wertvoll das Leben ist.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Einen Wodka Lemon (eiskalt).

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
An einem Ort, an dem es keinen Handyempfang gibt.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Glaube an dich, egal was andere sagen … und werde glück-
lich!

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Alle Persönlichkeiten, die sich aller Widerstände zum Trotz für
andere Menschen einsetzen – man nennt sie auch Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter.

Der gebürtige Deggendorfer ist Feinmechaniker und
sattelte berufsbegleitend ein Betriebswirtschaftsleh-
re-Studium obendrauf. Der 51-Jährige war 25 Jahre
lang hauptamtlich für die IG Metall aktiv, bevor er an
die Spitze des DGB Bayern gewählt wurde.

Foto: Wiedemann
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Von
Ruth Waldmann
(SPD), Vize-Vorsit-
zende des Gesund-
heitsausschusses im
Landtag

NEIN

Bei der Frage des Genesenenstatus
geht es vor allem um den wirksa-
men Schutz der Menschen. Das
darf nicht zum politischen Spielball
werden. Die alte Regelung zum Ge-
nesenenstatus war für die Delta-Va-
riante festgelegt. Leider zeigt sich
bei der aktuellen Omikron-Variante,
dass die Immunwirkung schneller
nachlässt. Das Robert Koch-Institut
(RKI) ist daher zu der Erkenntnis
gelangt, dass Genesene nach mehr
als drei Monaten nicht mehr ausrei-
chend geschützt sind. Und darauf
kommt es an: Sie müssen wissen,

dass sie dann eine Auffri-
schungsimpfung brau-

chen.
Bayern war sich mit
allen Beteiligten in
Bund und Ländern ei-
nig, dass die Festle-
gung der Geltungs-
dauer an das RKI de-
legiert werden solle,
um sie an den neues-

ten wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen auszurichten. Dabei war allen
ausdrücklich klar: Wenn das RKI
seine Einschätzung ändert, ändern
sich automatisch auch die Bestim-
mungen für die Bürgerinnen und
Bürger. Ich kann verstehen, dass
sich manche Menschen sehr darü-
ber ärgern, da diese Änderung für
viele Betroffene sehr überraschend
kam. Es wäre in der Tat besser ge-
wesen, sie rechtzeitig zu informie-
ren und die Regeln klarer zu erläu-
tern. Für die Staatsregierung jedoch
kam das überhaupt nicht überra-
schend und die harsche Kritik ist
unaufrichtig. Bayern hat der ent-
sprechenden Verordnung am
14. Januar im Bundesrat zuge-
stimmt und sie begrüßt. Für die Mi-
nisterpräsidenten sprach Reiner Ha-
seloff von der Union große Lobes-
worte und hob mehrfach hervor,
dass es wichtig sei, dass das RKI
dabei keine politischen Anweisun-
gen bekommen darf.
Mit einem Genesenenstatus von
sechs Monaten, der in Wirklichkeit
keinen Schutz bietet, ist ja nieman-
dem geholfen. Menschen wähnen
sich dann in falscher Sicherheit.
Durch eine rechtzeitige Impfung
sind sie nach derzeitigem Kenntnis-
stand aber wieder gut geschützt
und haben auch keine Probleme
mehr mit ihrem Impfstatus.

DIE FRAGE DER WOCHE Soll der Genesenenstatus wieder sechs statt drei Monate gelten?

Von
Bernhard Seidenath
(CSU), Vorsitzender
des Gesundheitsaus-
schusses im Landtag

Die handstreichartige Verkürzung
des Genesenenstatus durch den Bund
verunsichert die Menschen absolut
unnötig. Sie war auch wissenschaft-
lich alles andere als zwingend. Wenn
man über die Grenze in unsere Nach-
barländer Österreich und die Schweiz
schaut, so gilt man hier sogar deutlich
länger als genesen. Die EU-Mitglied-
staaten haben sich darauf geeinigt,
dass der Genesenenstatus 180 Tage
gültig sein soll. Deshalb fordern wir,
diesen deutschen Sonderweg rasch
wieder zu verlassen! Mich ärgert die
Lautlosigkeit der Bundesregierung –
das ist ein Führungsversagen des
neuen Bundeskanzlers.
Es ist zwar richtig, dass das Impfen
der Königsweg aus der Corona-Pan-
demie ist. Die Gültigkeitsdauer für
den Genesenennachweis quasi über
Nacht auf 90 Tage zu verkürzen, ist
aber kein faires Druckmittel in diese
Richtung. Das durchaus wichtige
Vertrauen in die Corona-Maßnah-
men wird so belastet.

IJA

Ein Gutachten des Wissenschaftli-
chen Dienstes des Bundestags
kommt sogar zu dem Ergebnis, dass
die abrupte Verkürzung des Genese-
nenstatus verfassungswidrig sein
könnte. Es muss daher zwingend ge-
regelt werden, dass künftig nicht
mehr das Robert Koch-Institut oder
das Paul-Ehrlich-Institut über die
Gültigkeitsdauer des Genesenen-
oder Impfstatus befinden, sondern
wieder das Bundesgesundheitsmi-
nisterium per Verordnung das letzte
Wort hat.
Wir brauchen von den Bundesbe-
hörden und der Wissenschaft end-
lich Klarheit in der Frage, bei wel-
chen Parametern ein Immunstatus
als gesichert gelten kann. Nur so
können individuellere Impfentschei-
dungen und langfristig eine präzise
Definition für einen Immunitäts-
und Genesenennachweis ermöglicht
werden. Das ist auch wichtig im Hin-
blick auf eine mögliche STIKO-Impf-
empfehlung für eine vierte
Corona-Schutzimpfung.
Die Menschen sind un-
terschiedlich – und rea-
gieren dementspre-
chend auch unter-
schiedlich lang auf
eine durchgemachte
Corona-Infektion
ebenso wie auf eine
Impfung.

positive Schnelltests haben. „Wer
Gewissheit über eine Infektion
benötigt, bekommt sie“, betonte
Lauterbach.

Um sich vorzeitig aus einer Iso-
lierung als Infizierter oder einer
Quarantäne als Kontaktperson
von Infizierten „freizutesten“, sol-
len künftig Schnelltests reichen.

Bei Labor-Auswertungen sollen
PCR-Tests von Risikopatient*in-
nen und Menschen in Einrichtun-
gen wie Pflegeheimen, Praxen, Kli-
niken und Rettungsdiensten vor-
rangig zum Zuge kommen. Auch
sie müssen aber zunächst einen po-
sitiven Antigen-Schnelltest haben.

Die künftigen Regelungen ge-
hen aus einem neuen Entwurf für
eine geänderte Testverordnung
und aus Anpassungen der Test-
strategie hervor, die auch der
Deutschen Presse-Agentur vor-
liegen. Hintergrund ist, dass La-
borkapazitäten in der Omikron-
Welle knapper werden. > DPA

Wegen der hohen Corona-In-
fektionszahlen in Deutschland
soll der Einsatz der genaueren
PCR-Labortests stärker konzen-
triert werden. Es bleibt generell
beim Anspruch auf kostenlose
PCR-Tests – aber nur, wenn man
zuerst einen positiven Antigen-
Schnelltest von einer Teststelle be-
kommen hat. Gelten soll dies
künftig auch bei den gerade bei
vielen aufleuchtenden roten Ka-
cheln in der Warn-App.

Gesundheitsminister Karl Lau-
terbach sagte dem Redaktions-
netzwerk Deutschland: „Auf dem
Höhepunkt der Pandemie setzen
wir PCR-Tests gezielter ein.“ Sie
sollen laut Ministerium im Kern
auf Fälle konzentriert werden, bei
denen gerade mit positiven Ergeb-
nissen zu rechnen ist. Ziel sei, so
das Pandemiegeschehen im Blick
zu behalten, gefährdete Gruppen
besonders zu schützen und Men-
schen Gewissheit zu geben, die

Kostenlose PCR-Tests nur nach positivem Schnelltest

Rote Warn-App reicht nicht

Eine Frau zu betreuen, zu der man eine halbe
Stunde fahren müsste, rentiert sich für eine Heb-
amme finanziell nicht. FOTO: DPA/PATRICK PLEUL


